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18. Dezember 2014 ƴ 16. Ausgabe 

 

Liebe Leserinnen und Leser,  

 

vor Weihnachten und zum Jahreswechsel ist es gute Tradition, Bilanz zu zieh en.  

Diese  fällt nach meinem ersten Jahr als Abgeordneter recht positiv aus, d enn  nach 

dem  erst en Jahr in Regierung sverantwortung kann die SPD -Bundestagsfraktion 

erste Arbeitsergebnisse vorlegen :  

Der Mindestlohn kommt , eine gerechtere Rente, eine bessere Pflege,  mehr Geld 

für Kommunen und Städtebau, die Reform der Energiewende für sicheren, sauberen 

und bezahlbaren Strom,  mehr Zeitsouveränität für Familien durch das 

ElterngeldPlus sow ie durch eine Neuregelung der Elternzeit, ein höheres BAföG und 

neun Milliarden Euro 

zusätzlich für Kitas, 

Schulen, Hochschulen und 

Forschung.  

Zudem steht a m Ende des 

Jahres erstmals seit 46 

Jahren ein ausgeglichener 

Bundeshaushalt, der ohne 

neue Schulden auskommt. 

Ich finde:  All ´  das kann sich 

sehen lassen!  

Die SPD -Bundestagsfraktion 

ist treibe nder Motor in dieser Koalition und wird weiter daran arbeiten, auch das 

Leben der Menschen  in unserer Region zu verbessern, unsere Gesel lschaft zu 

modernisieren und un sere Wirtschaft auf Erfolgskurs zu halten. An der Umsetzung 

der Frauenquote, für neue En ergie , für den Klimaschutz, am Abbau der Büro kratie  

und  an bezahlbare n Mieten: die sozialdemokratischen Bundestagsabgeordneten 

ar beiten weiter daran !  

Gute Politik br aucht aber mehr als Gesetze. Sie kann nur dem jenigen  gel ingen, der 

den direkten Draht zu den Bürgerinnen und Bürgern  sucht und pflegt.  

Deshalb freue mich besonders darüber, dass im vergangenen Jahr viele 

Besuchergruppen aus  den Städten Hamm, Lünen, Selm und Werne  meiner 

Einladung in die Hauptstadt gefolgt sind. Etliche Schulklassen waren darunter, das 

hat mich besonders beeindruckt.   

http://michael-thews.de/2014/12/16/mindestlohn-ein-guter-start-ins-jahr-2015/
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Die parlamentarische  Arbeit in Berlin  ist nur  ein Teil  meine r Arbeit  als Abgeordneter . 

Der andere Teil ist mein Einsatz in der Region . Viele Besuche mit dem Ăroten Rollerñ 

und andere Anlässe füllen meinen Term inkalender .  

Ich danke allen, die mich in den letzten Monaten herzlich begrüßt haben, für den 

stets freundlichen Empfang un d den konstruktiven Dialog und verspreche , mi ch 

auch künftig für die Ideen und Probleme der Menschen in meinem Wahlkreis  

tatkräftig einzusetzen.  Aus diesem Grunde lade ich alle Leserinnen und Leser dazu 

ein, auch in Zukunft mit Ihrem  Bundestagsabgeordneten im Au stausch zu bleiben.  

 

 

Afghanistan bei Ausbildung nationaler Sicherheitskräfte unterstützen  
 

Afghanistan übernimmt mit Beendigung des NATO -geführten ISAF -Einsatzes die 

hauptsächl iche Verantwortung, um die Sicherheit s einer Bevölkerung zu gewährleis ten. 

Gleichwohl wird Afghanistan auch nach Ende d es ISAF -Einsatzes die Unterstüt zung der 

internationalen Gemeinschaft im Sicherheitsbereich benötigen. Ziel der neuen, NATO -

geführten RESOLUTE SUPPORT MISSION ist 

deshalb die Ausbil dung, Beratung und 

Unterstützung der nationalen afghanischen 

Sicherheitskräfte. Die Dauer des Mandats 

ist für 12 Monate festgelegt. Die 

Personalobergrenze soll bei 850 

Soldatinnen und Soldaten liegen. Wichtig 

ist: Resolute Support Action ist kein 

Kampfeinsatz, trotzdem kann es im Zuge 

der Sel bstverteidigung zu 

Kampfhandlun gen kommen.  

Die Bundesregierung wirkt derzeit im engen 

Austausch mit den Mit gliedern des UN -

Sicherheitsrates darauf hin, vor Beginn der Miss ion eine entspre chende UN -Resolution zu 

erreichen.  

 

Die Mission ist da bei Teil einer langfristigen po litischen Strategie: Nach Beendigung dieser 

Mission  wird die internationale Gemein schaft weiterhin einen Beitrag leisten zum 

nachhaltigen Aufbau Afghanist ans. Deutschland wird dabei auch weiterhin seiner 

Verantw ortung für eine friedliche Fort entwicklung Afghanistans wahrnehmen. 

Schwerpunkte unseres Engagements sind entwicklungspolitische Maßnahmen und Stärkung 

der staatlichen Strukturen.  
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Mehr Krei slaufwirtschaft ï nicht weniger!  

Als zuständiger B erichterstatter habe ich für die SPD -Bundestagsfraktion die Entscheidung 

der EU -Kommission, das Kreislaufwirtschaftspaket nicht in ihr Arbei tsprogramm für 2015 

aufzunehmen , kritisiert .  

Im Juli 2014 hat der dam alige EU -Umweltkommissar 

Janez Potocnik das EU -Kreislaufwirtschaftspaket mit der 

¦berschrift ĂEin-Null -Abfallprogramm f¿r Europañ 

vorgestellt. Dieses beinhaltet konkrete Pläne zur 

Abfallvermeidung, zu mehr und besserem Recycling und 

somit zur Weiterentwick lung der Kreislaufwirtschaft.  

Gestern hat die EU -Kommission das Arbeitsprogramm 

für 2015 beschlossen und dabei das 

Kreislaufwirtschaftspaket aus ihrer Arbeitsplanung 

gestrichen. Bundesumweltministerin Barbara Hendricks 

hat in einem Protestbrief gemeinsam m it zehn  weiteren 

Umweltministern die EU -Kommission aufgefordert, das 

Paket weiterzuverfolgen und die Kreislaufwirtschaft in 

Europa unbedingt voranzubringen.   

Unsere natürlichen Ressourcen sind endlich. 

Rohstoffpreise steigen stetig. Wir müssen endlich der Abf allvermeidung, dem 

Wertstoffrecycling und der stofflichen Wiederverwendung Priorität geben. Ambitionierte 

Recyclingziele für alle EU -Mitgliedsländer sind zwingend, wenn wir den Einsatz von 

Rohstoffen begrenzen wollen. Dies ist aus ökologischen Gründen unve rzichtbar und aus 

ºkonomischen Gr¿nden sinnvoll.ñ 

Europa -  Aufbruch zu mehr Wachstum und Gerechtigkeit  
 

Der Ukraine -Konflikt hat uns eindrücklich die Bedeutung der Europäischen Union als 

Friedensmacht ins Bewusstsein gebracht. Europa h at seine Fähigkeit bewiesen, ge schlossen 

zu handeln und mit einer Stimme zu sprechen. Da mit dies so bleibt, braucht Europa nach 

Jahren der Krise einen überzeugenden Aufbruch zu mehr Wachstum  und neuen 

Arbeitsplätzen.  

Europas Zukunft hängt entscheidend davon ab, ob es vor allem jungen Menschen eine 

überzeugende Perspektive auf Wohlstand bietet. Vom Europäischen Rat  wird deshalb  in 

dieser Woche eine überzeugende Strategie für einen nachhaltigen Weg aus der Krise  

erwartet. Die Investitions initiative der Europäischen Kommission kann hierzu einen 

wichtigen Beitrag leisten.  
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Die Europäerinnen und Europäer werden zu notwendigen Veränderungen nur bereit sein, 

wenn die Lasten von Reformen fair verteilt sind. Zu Recht empören sich derzeit viele 

darüber, dass Konzerne in Europa dem Fiskus auf legale Weise Steuern in Mil liar denhöhe 

vorenthalten können. Die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten fordern  die 

Bundesregierung auf, sich dafür einsetzen, dass der schädlichen Steuerflucht auf Kosten 

der Gemeinschaft endlich ein Riegel vorgeschoben wird.   

Hilfen für Griechenland verlängern   
 

Die Bereitstellungs frist für Darlehen der EFSF ( Eu ropäische  

Finanzstabilisierungsfazilität ) soll im Rahmen des laufenden Hilfsprogramms für 

Griechenland bis zum 28. Februar verlªngert werden. Ziel dieser Ătechnischenñ 

Verlängerung ist es, das jetzige Programm ordnungsgemäß abzuschließen und die noch 

ausstehende le tzte Tranche der Finanzhilfen 

in Höhe von 1,8 Mrd. Euro zu er -möglichen, 

sobald die inhaltlichen Bedingu ngen dafür 

erfüllt sind. Mit einem  zweiten Antrag soll der 

Gouverneursrat des ESM (Europäischer 

Stabilitätsmechanismus) grundsätzlich 

ermächtigt werden,  Griechenland n ach 

Abschluss des laufenden Pro gramms 

vorsorgliche Finanzhilfe in Form einer 

Kredi tlinie mit erweiterten Bedingun gen 

(Enhanced Conditions Credit Line / ECCL) zu 

gewähren. Ziel der vorsorglichen Finanzhilfe 

ist es, Griechenland beim regulären  Zug ang zur Marktfinanzierung zu un terstützen. Weder 

die Verlängerung des laufenden Programms , noch die vorsorgliche Finanzhilfe führen zu 

einer Erhöhung des Gesamt volumens der Hilfen an Griechen land. Für die vorsorgliche 

Kreditlinie sind nach ei ner positi ven Grundsatzentschei dung dann eine Vereinbarung über 

die wirtschaftspolitischen Konditionen und eine Finanzhilfevereinbarung zu verhandeln, die 

dem Deutschen Bundestag zur erneuten Entscheidung vorzulegen sind.  

 

Deutsche Beteiligung an NATO-Operation im Mittelmeer fortsetzen  
 

Die Seeraumüberwachungsoperation ACTIVE ENDEAVOUR (OAE) erstellt im Mit telmeer mit 

Schiffen, Luftfahrzeugen (AWACS) und u nter Nutzung multinationaler In formationssysteme 

ein umfassendes Lagebild für den gesamten Mittelmeerraum. Mit dem vorliegenden 

Antrag  soll das Mandat für O AE bis 31. Dezember 2015 verlän gert werden. Es sollen 

unverände rt bis zu 500 Soldatinnen und Soldaten eingesetzt werden können.  

 

 

http://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%A4ische_Finanzstabilisierungsfazilit%C3%A4t
http://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%A4ische_Finanzstabilisierungsfazilit%C3%A4t
http://www.bundestag.de/presse/hib/2014_11/-/341896
http://www.bundestag.de/presse/hib/2014_11/-/341896
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Aus Sicht der Bundesregierung stehen die Einsatzrealität und das auf die Terroranschläge 

vom 11. September 2001 zurü ckgehende Einsatzprofil je doch nicht mehr miteinander im 

Einklang. Daher  setzt sie sich mit Nachdruck für eine Weiterentwicklung des Einsatzprofils 

von OAE  ein.  

Insbesondere ist eine Ent kopplung der Operation von Artikel 5 des NATO -Vertrages 

angestrebt. Sollte der Operationsplan von OAE entsprechend verändert  werden, würden 

seitens der Bun desregierung die rechtlichen und politischen Ein satzbedingungen für eine 

fortge setzte deutsche Beteiligung an OAE umgehend auf den Prüfstand gestellt.  

 

Bevorzugung von E - Mobilität bei Parkplätzen und Parkgebühren  
 

In dieser Woche wurde  in erster Lesung das Elektromobilitätsgesetz , mit dem 

elektrisch betr iebene Fahrzeuge gefördert werden sollen, beraten. Dazu sollen Kommunen 

u.a. die Möglichkeit bekommen, speziell für Elektrofahrzeuge Parkplätze auszuweisen und 

Parkgebühren zu erlassen.  

Als Voraussetzung dafür  müssen 

privilegierte Elektroau tos künftig 

gekennzeichnet werden können. Bevorzugt 

werden nur Fahrzeuge, die eine bestimmte 

Reichweite rein elektrisch zurücklegen 

können.  

Dabei können neben  Elektrofahrzeugen auch 

Brennstoffzellenfahrzeuge und von außen 

aufladbare Hybri de lektrofahrzeuge E -

Kennzeichen erhalten. Das G esetz stellt 

einen weiteren Bau stein für das im 

Koalitionsvertrag formulierte Ziel von einer 

Million Elektrofahrzeugen im Jahr 2020 dar. 

 

Weichen für die Regionale Wirtschaftspolit ik stellen  
 

Im Koalitionsvertrag haben Fraktionen  die 

Bund -Länder -Gemeinschaftsaufgabe 

ĂVerbesserung der regionalen 

Wirtschaftsstrukturñ als zentrales und 

bewährtes Instrument der deutschen 

Regionalförderung gestärkt.  

Hierdu rch  werden Standortnachteile in 

besonders strukturschwachen Regionen 

durch die Förd erung gezielter gewerblicher 

In vestitionen und der wirtschaftsnahen 

und touristischen Infrastruktur gemindert. 

Vor dem Hintergrund der Zukunftsdebatte 

zu den B und -Länder -Finanzbeziehungen 

sowie des Auslaufens ostspezifischer 

Förderinstrum ente gilt es die regionale 

Wirt schaftsförderung weiter auszubauen, 

was wir mit einem Antrag in dieser Woche 

unterstrichen haben . 

http://www.bmub.bund.de/presse/pressemitteilungen/pm/artikel/kabinett-verabschiedet-elektromobilitaetsgesetz/
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Erde aus meinem Wahlkreis für das Kunstwerk  ĂDer Bevölkerung ñ 

 

Erde aus Selm, Lünen, Werne und Hamm befindet sich seit Dienstag auf dem 

Reichstag sgelände in Berlin. Gemischt habe  ich die Erde in ei nem  großen Jutesack und 

dieses auf das  Kunstwerk ĂDER BEV¥LKERUNGñ im nºrdlichen Lichthof des 

Reichstagsgeländes gegeben. F ür die tollen Vorschläge und interessanten G espräche 

möchte ich mich an dieser Stelle noch einmal bedanken. Die Erde 

stammt aus allen Städten des Wahlkreises.  

Zusammen mit den Eheleuten Wagner  habe ich vom Flussufer 

der Lippe in Lünen Erde in einen kleinen Beutel abgefüllt.   In der 

Kleingartenanlage am Sportpl atz in Selm  mit dem stellv.  

Vorsitzende n Josef Schn eider.  

Die Erde aus Werne kommt aus dem 

Garten  des Kapuzinerklosters. Hier 

waren Pater Romuald, Frau Perus , Frau 

Gambel und Herr Gärtner als Vertreter 

des Freundeskreises Klostergartens , 

der stellvertretend e Bürgermeister 

Ulrich Höltmann sowie Ideengeberin  

Marita Funhoff dabei.   

Die drei Jutesäckchen aus Hamm 

wurden befüllt im Maxipark, im Kurpark 

und auf dem  Burghügel, der 

Geburtsstätte Hamms. Die Ideengeber waren der Vorsitzende des 

Knappenvereins Werries, Peter Seese , Martina Hau und Uwe 

Richert vom Fºrderverein ĂBurg Markñ.  

Eröffnet wurde das Werk des Künstlers Hans Haacke im Jahr 2000. 

Seitdem sind alle neu in den Bundestag gewählten Abgeordneten 

dazu eingeladen, sich mit ihrer Heimaterde daran  zu beteiligen . 

Ich f inde dieses Projekt außergewöhnlich, weil dieses lebendige 

Kunstwerk sich täglich verändert. Wir können die Entwicklung  gespannt beobachten. Kleiner 

Tipp für Berlin -Besucher: Die Erde ist in der Nªhe des Buchstabens ĂLñ eingesetzt worden. 

Die Vermischung d er Erde aus allen Wahlkreisen bekräftigt auch die Zusammengehörigkeit 

aller Regionen und die Feststellung, dass die im Par lament verhandelten Fragen alle  

Bürgerinnen und Bürger gleichermaßen betreffen. Auf der Internet -Adresse 

www.derbevoelkerung.de  kann dank einer im Hof  installierten Webcam nun verfolgt 

werden, was auf diesem Erdreich wächst und gedeiht. Die Seite liefert aktuelle und 

gespeicherte, frühe re Bilder von Erd -Kunstwerk.  

 

http://www.bundestag.de/kulturundgeschichte/kunst/kuenstler/haacke/
http://www.derbevoelkerung.de/
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Knappenvereine in Berlin  
 

Am dritten  Adventswochenende waren die Knappen in Berlin ï genauer  gesagt:  

Vertreter innen und Vertreter  der Knappenvereine Hamm -Nordenfeldmark , Heessen und 

Maximil ian Werries . In unserem Gespräch war auch die Situation der Kohlekraftwerke ein 

Thema. Wir waren uns einig, dass wir 

moderne Kraftwerke zur Unterstützung der 

Energiewende brauchen und dass die 

Arbeitsplätze wichtig für unsere Region sind.  

Die Gru ppe besuchte den Reichstag, hörte  

dort einen Vortrag über dessen Geschichte 

und den Deutschen Bundestag. Zum 

Abschluss unternahmen die Bergleute einen 

Spaziergang durch die Kuppel.  Ein herzliches 

Glückauf für die Knappen, denen ich alles 

Gute wünsch e.  

 

 

Anhörung zur Weiterentwicklung der Produktverantwortung  

 

Am Mittwoch  dieser Sitzungswoche  hat der Parlamentarische Beirat für nachhaltige 

Entwicklung auf Initiative der S PD-Bundestagsfraktion eine Anhörung zur 

Weiterentwicklung der Produktverantwortung veranstaltet. Es ging um die Frage, wie man 

die Hersteller und Inverkehrbringer von Produkten stärker in Verantwortung nehmen kann, 

so dass sie schon bei der Herstellung ihr er Produkte den schonenden Einsatz von 

Ressourcen und die Abfallvermeidung einerseits berücksichtigen und gleichzeitig an die 

möglichst leichte, effiziente und schadlose 

Recycelbarkeit ihrer Produkte denke n.   

 

Wichti g ist  mi r , dass die SPD-Frakt ion sich 

dafür einsetzt, dass die 

Produkt verantwortung, wie sie jetzt schon 

beispielsweise für die Entsorgung von 

Verpackungen besteht und auch Gegenstand 

des anstehenden Wertstoffgesetzes sein 

muss, zu einer vorsorgenden 

Produ ktverantwortung weiterentwickelt  

wir d. In der Anhörung haben für die SPD  der Sprecher des SPD -AG zum Parlamentarischen 

Beirat Carsten Träger und ich  Sachverständige von Nichtregierungsorganisationen, aus 

Wissenschaft und Wirtschaft befragt, mit welchen Maßnahmen die Verantwortung der 

Hersteller für ihre Produkte gest ärkt werden kann.  


